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 JUSLINE Entscheidung

 Veröffentlicht am 08.01.2018

Entscheidungsdatum

08.01.2018

Norm

B-VG Art.133 Abs4

GEG §6a Abs1

GGG Art.1 §14

GGG Art.1 §16 Abs1 Z1 litc

GGG Art.1 §18

GGG Art.1 §19a

GGG Art.1 §32 TP1

JN §56 Abs2

JN §58 Abs1

VwGVG §28 Abs2

1. B-VG Art. 133 heute

2. B-VG Art. 133 gültig von 01.01.2019 bis 24.05.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 138/2017

3. B-VG Art. 133 gültig ab 01.01.2019 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 22/2018

4. B-VG Art. 133 gültig von 25.05.2018 bis 31.12.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 22/2018

5. B-VG Art. 133 gültig von 01.08.2014 bis 24.05.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 164/2013

6. B-VG Art. 133 gültig von 01.01.2014 bis 31.07.2014 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 51/2012

7. B-VG Art. 133 gültig von 01.01.2004 bis 31.12.2013 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 100/2003

8. B-VG Art. 133 gültig von 01.01.1975 bis 31.12.2003 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 444/1974

9. B-VG Art. 133 gültig von 25.12.1946 bis 31.12.1974 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 211/1946

10. B-VG Art. 133 gültig von 19.12.1945 bis 24.12.1946 zuletzt geändert durch StGBl. Nr. 4/1945

11. B-VG Art. 133 gültig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

1. GEG § 6a heute

2. GEG § 6a gültig ab 01.05.2022 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 61/2022

3. GEG § 6a gültig von 01.07.2015 bis 30.04.2022 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 19/2015

4. GEG § 6a gültig von 01.01.2014 bis 30.06.2015 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 190/2013

5. GEG § 6a gültig von 01.01.2002 bis 31.12.2013 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 131/2001

6. GEG § 6a gültig von 01.01.1985 bis 31.12.2001 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 501/1984

1. JN § 56 heute
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2. JN § 56 gültig ab 01.07.2009 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 52/2009

3. JN § 56 gültig von 01.01.2002 bis 30.06.2009 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 98/2001

4. JN § 56 gültig von 01.01.1998 bis 31.12.2001 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 140/1997

5. JN § 56 gültig von 01.08.1989 bis 31.12.1997 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 343/1989

1. JN § 58 heute

2. JN § 58 gültig ab 01.05.1983 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 135/1983

1. VwGVG § 28 heute

2. VwGVG § 28 gültig ab 01.01.2019 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 138/2017

3. VwGVG § 28 gültig von 01.01.2014 bis 31.12.2018

Spruch

W199 2112151-2/3E

IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Dr. Michael SCHADEN als Einzelrichter über die Beschwerde von

XXXX gegen den Bescheid des Präsidenten des Landesgerichtes Salzburg vom 24.10.2017, Zl. Jv 2481/14w-33, zu Recht

erkannt:Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Dr. Michael SCHADEN als Einzelrichter über die

Beschwerde von römisch 40 gegen den Bescheid des Präsidenten des Landesgerichtes Salzburg vom 24.10.2017, Zl. Jv

2481/14w-33, zu Recht erkannt:

A)

Der Beschwerde wird teilweise stattgegeben und der angefochtene Bescheid dahin abgeändert, dass der gemäß TP 1

GGG vorgeschriebene Betrag nicht 1415,70 Euro, sondern 665,50 Euro lautet und dass der Gesamtbetrag nicht 1423,70

Euro, sondern 673,50 Euro lautet.

Im Übrigen wird die Beschwerde abgewiesen.

B)

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig.Die Revision ist gemäß Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht

zulässig.

Text

ENTSCHEIDUNGSGRÜNDE:

I. Verfahrensgang:römisch eins. Verfahrensgang:

1.1. Die Beschwerdeführerin brachte am 13.12.2013 eine "Räumungsklage" gegen zwei Personen (ein Ehepaar) ein und

beziIerte den Streitwert nach dem Gerichtsgebührengesetz BGBl. 501/1984 (in der Folge: GGG) mit 750 Euro.1.1. Die

Beschwerdeführerin brachte am 13.12.2013 eine "Räumungsklage" gegen zwei Personen (ein Ehepaar) ein und

beziIerte den Streitwert nach dem Gerichtsgebührengesetz Bundesgesetzblatt 501 aus 1984, (in der Folge: GGG) mit

750 Euro.

In der Verhandlung vor dem Bezirksgericht XXXX vom 20.3.2014 schlossen die Streitparteien einen Vergleich mit –

auszugsweise – folgendem Text:In der Verhandlung vor dem Bezirksgericht römisch 40 vom 20.3.2014 schlossen die

Streitparteien einen Vergleich mit – auszugsweise – folgendem Text:

"1.) Die Klägerin räumt den Beklagten die weitere Nutzung der streitgegenständlichen Wohnung [ ] bis zum 30.09.2014

ein. Die Beklagten verpflichten sich sohin zur ungeteilten Hand zur Räumung der Wohnung [ ] bis 30.09.2014. [ ]

2.) Für die Nutzung der gegenständlichen Wohnung wird ab 02.12.2013 ein monatlicher Mietzins von Euro 350,--

(umsatzsteuerbefreit) vereinbart, der bis zum jeweils 5. des Monats im Voraus an die Klägerin zur Überweisung zu

bringen ist. Etwaige Bestandvertrags- oder Vergleichsgebühren sind von den Beklagten zu tragen, die ebenso die

Abfuhr übernehmen.

3.) Für die elektrische Energie wird von den Beklagten direkt ein Bezugsvertrag mit dem Versorgungsunternehmen

abgeschlossen. [ ] Der Bezugsvertrag für elektrische Energie [ ] wird daher bis zu einem Preis von maximal Euro 80,--

pro Monat von den Beklagten getragen, darüberhinausgehende Kosten trägt die Klägerin [...].
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4.) Die Beklagten verzichten auf die Geltendmachung von Mietzinsminderungen, Einwendung im Sinne des § 29 Abs. 3

lit. a MRG sowie auf die Rückforderung von Nebenkosten [ ] für die bisherige Bestanddauer bis 01.12.2013.4.) Die

Beklagten verzichten auf die Geltendmachung von Mietzinsminderungen, Einwendung im Sinne des Paragraph 29,

Absatz 3, Litera a, MRG sowie auf die Rückforderung von Nebenkosten [ ] für die bisherige Bestanddauer bis

01.12.2013.

5.) Im Gegenzug verpOichtet sich die Klägerin für die Dauer des Bestandverhältnisses zur Bezahlung der

Nahwärmekosten [...] und der gesamten Gemeindeabgaben (Kanal, Wasser, Müllabfuhr, ). [...]

6.) [ ]"

Mit Zahlungsauftrag (Mandatsbescheid) vom 2.6.2014 forderte der Kostenbeamte des Landesgerichtes Salzburg

namens des Präsidenten dieses Gerichtshofes – der belangten Behörde – die Beschwerdeführerin auf, die

aufgelaufenen Gebühren ("Vergleichsgebühr TP 1 – DiIerenz"; gemeint ist TP 1 GGG) von 1415,70 Euro und die

Einhebungsgebühr gemäß § 6a Abs. 1 des Gerichtlichen Einbringungsgesetzes BGBl. 288/1962 (in der Folge: GEG) von 8

Euro zu zahlen.Mit Zahlungsauftrag (Mandatsbescheid) vom 2.6.2014 forderte der Kostenbeamte des Landesgerichtes

Salzburg namens des Präsidenten dieses Gerichtshofes – der belangten Behörde – die Beschwerdeführerin auf, die

aufgelaufenen Gebühren ("Vergleichsgebühr TP 1 – DiIerenz"; gemeint ist TP 1 GGG) von 1415,70 Euro und die

Einhebungsgebühr gemäß Paragraph 6 a, Absatz eins, des Gerichtlichen Einbringungsgesetzes Bundesgesetzblatt 288

aus 1962, (in der Folge: GEG) von 8 Euro zu zahlen.

Gegen diesen Mandatsbescheid erhob die rechtsfreundlich vertretene Beschwerdeführerin am 11.6.2014 im Wege des

Elektronischen Rechtsverkehrs eine Vorstellung, in der sie ua. den "Antrag auf Einleitung eines ordentlichen

Ermittlungsverfahrens" stellte und ausführte, der Bescheid enthalte keine Begründung für den vorgeschriebenen

Betrag. Mit dem Vergleich sei die weitere Nutzung einer Wohnung vom 2.12.2013 bis zum 30.9.2014 zu einem

monatlichen Entgelt von 350 Euro eingeräumt und die RäumungsverpOichtung bis 30.9.2014 auferlegt worden. Daraus

ergebe sich gemäß § 18 Abs. 2 Z 2a GGG eine Bemessungsgrundlage von 750 Euro zuzüglich des Wertes der

wiederkehrenden Leistung in der Höhe von 3500 Euro, insgesamt sohin 4250 Euro. Die in Punkt 3 des Vergleiches

erwähnten Zahlungen seien an einen verfahrensunbeteiligten Dritten zu leisten und daher nicht in die

Bemessungsgrundlage einzubeziehen. Dasselbe gelte für die Nahwärmekosten (damit zielt die Beschwerdeführerin

auf Punkt 5 des Vergleiches). Als korrekte Bemessungsgrundlage gemäß TP 1 GGG wären daher 4250 Euro

heranzuziehen gewesen, dafür sei eine Pauschalgebühr von 299 Euro vorgesehen. Abzüglich der bereits eingezogenen

Pauschalgebühr von 112,20 Euro ergebe dies 186,80 Euro.Gegen diesen Mandatsbescheid erhob die rechtsfreundlich

vertretene Beschwerdeführerin am 11.6.2014 im Wege des Elektronischen Rechtsverkehrs eine Vorstellung, in der sie

ua. den "Antrag auf Einleitung eines ordentlichen Ermittlungsverfahrens" stellte und ausführte, der Bescheid enthalte

keine Begründung für den vorgeschriebenen Betrag. Mit dem Vergleich sei die weitere Nutzung einer Wohnung vom

2.12.2013 bis zum 30.9.2014 zu einem monatlichen Entgelt von 350 Euro eingeräumt und die RäumungsverpOichtung

bis 30.9.2014 auferlegt worden. Daraus ergebe sich gemäß Paragraph 18, Absatz 2, ZiIer 2 a, GGG eine

Bemessungsgrundlage von 750 Euro zuzüglich des Wertes der wiederkehrenden Leistung in der Höhe von 3500 Euro,

insgesamt sohin 4250 Euro. Die in Punkt 3 des Vergleiches erwähnten Zahlungen seien an einen

verfahrensunbeteiligten Dritten zu leisten und daher nicht in die Bemessungsgrundlage einzubeziehen. Dasselbe gelte

für die Nahwärmekosten (damit zielt die Beschwerdeführerin auf Punkt 5 des Vergleiches). Als korrekte

Bemessungsgrundlage gemäß TP 1 GGG wären daher 4250 Euro heranzuziehen gewesen, dafür sei eine

Pauschalgebühr von 299 Euro vorgesehen. Abzüglich der bereits eingezogenen Pauschalgebühr von 112,20 Euro

ergebe dies 186,80 Euro.

1.2. Mit Bescheid vom 29.12.2014 gab die belangte Behörde der Vorstellung keine Folge (Spruchpunkt 1), sprach aus,

dass der Zahlungsauftrag (Mandatsbescheid) vom 2.6.2014 aufrecht bleibe, und schlüsselte die Gebühren weiter auf

(Bemessungsgrundlage, Streitgenossenzuschlag; Spruchpunkt 2). Vergleichspunkt 1 sei mit 750 Euro zu bewerten, da

gemäß § 16 Abs. 1 Z 1 lit. c GGG die Bemessungsgrundlage bei Bestandstreitigkeiten diese Höhe habe. Punkt 2 sei mit

42.000 Euro (350 Euro mal 120), Punkt 3 mit 9600 Euro (80 Euro mal 120) zu bewerten, da nach § 18 Abs. 2 Z 2a GGG

neben dem Streitwert für die Räumung auch jener für die wiederkehrenden Leistungen einzurechnen sei, wenn

Gegenstand des Vergleichs eine RäumungsverpOichtung sei, die auch der Sicherung einer Forderung auf

wiederkehrende Leistungen diene. Dass die in Punkt 3 übernommenen Zahlungen an einen Dritten zu entrichten

seien, spiele keine Rolle. Zu Punkt 5 des Vergleiches führte die belangte Behörde aus, wenn die Bemessungsgrundlage
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nach den §§ 54 bis 60 Jurisdiktionsnorm (in der Folge: JN) zu bilden und Gegenstand der Klage kein Geldbetrag sei,

dann habe der Kläger den Streitgegenstand zu bewerten; unterlasse er dies, so betrage die Bemessungsgrundlage

gemäß § 56 Abs. 2 JN 5000 Euro. Die Gesamtbemessungsgrundlage für den Vergleich betrage daher 57.350 Euro. Dies

ergebe eine Pauschalgebühr nach TP 1 GGG von 1389 Euro zuzüglich eines Streitgenossenzuschlages nach § 19a GGG

von 10 % (138,90 Euro); abzüglich der bereits entrichteten Pauschalgebühr von 112,20 Euro ergebe dies eine restliche

Pauschalgebühr von 1415,70 Euro.1.2. Mit Bescheid vom 29.12.2014 gab die belangte Behörde der Vorstellung keine

Folge (Spruchpunkt 1), sprach aus, dass der Zahlungsauftrag (Mandatsbescheid) vom 2.6.2014 aufrecht bleibe, und

schlüsselte die Gebühren weiter auf (Bemessungsgrundlage, Streitgenossenzuschlag; Spruchpunkt 2). Vergleichspunkt

1 sei mit 750 Euro zu bewerten, da gemäß Paragraph 16, Absatz eins, ZiIer eins, Litera c, GGG die

Bemessungsgrundlage bei Bestandstreitigkeiten diese Höhe habe. Punkt 2 sei mit 42.000 Euro (350 Euro mal 120),

Punkt 3 mit 9600 Euro (80 Euro mal 120) zu bewerten, da nach Paragraph 18, Absatz 2, ZiIer 2 a, GGG neben dem

Streitwert für die Räumung auch jener für die wiederkehrenden Leistungen einzurechnen sei, wenn Gegenstand des

Vergleichs eine RäumungsverpOichtung sei, die auch der Sicherung einer Forderung auf wiederkehrende Leistungen

diene. Dass die in Punkt 3 übernommenen Zahlungen an einen Dritten zu entrichten seien, spiele keine Rolle. Zu Punkt

5 des Vergleiches führte die belangte Behörde aus, wenn die Bemessungsgrundlage nach den Paragraphen 54 bis 60

Jurisdiktionsnorm (in der Folge: JN) zu bilden und Gegenstand der Klage kein Geldbetrag sei, dann habe der Kläger den

Streitgegenstand zu bewerten; unterlasse er dies, so betrage die Bemessungsgrundlage gemäß Paragraph 56, Absatz

2, JN 5000 Euro. Die Gesamtbemessungsgrundlage für den Vergleich betrage daher 57.350 Euro. Dies ergebe eine

Pauschalgebühr nach TP 1 GGG von 1389 Euro zuzüglich eines Streitgenossenzuschlages nach Paragraph 19 a, GGG

von 10 % (138,90 Euro); abzüglich der bereits entrichteten Pauschalgebühr von 112,20 Euro ergebe dies eine restliche

Pauschalgebühr von 1415,70 Euro.

Dieser Bescheid wurde der Beschwerdeführerin am 5.1.2015 zu Handen ihres rechtsfreundlichen Vertreters zugestellt.

1.3. Einer gegen diesen Bescheid gerichteten Beschwerde vom 6.2.2015 gab das Bundesverwaltungsgericht mit

Erkenntnis vom 12.6.2017, W199 2112151-1/2E, gemäß § 57 Abs. 3 AVG statt und behob den Bescheid, da sich die

belangte Behörde nicht innerhalb der zweiwöchigen Frist des § 57 Abs. 3 AVG mit der Angelegenheit befasst habe, die

Gegenstand des Mandatsbescheides gewesen sei. Daher sei der Zahlungsauftrag vom 2.6.2014 am 16.6.2014 von

Gesetzes wegen außer Kraft getreten. Damit sei die belangte Behörde, als sie den Bescheid vom 29.12.2014 erlassen

habe, zur Entscheidung im Verfahren über die Vorstellung nicht mehr zuständig gewesen.1.3. Einer gegen diesen

Bescheid gerichteten Beschwerde vom 6.2.2015 gab das Bundesverwaltungsgericht mit Erkenntnis vom 12.6.2017,

W199 2112151-1/2E, gemäß Paragraph 57, Absatz 3, AVG statt und behob den Bescheid, da sich die belangte Behörde

nicht innerhalb der zweiwöchigen Frist des Paragraph 57, Absatz 3, AVG mit der Angelegenheit befasst habe, die

Gegenstand des Mandatsbescheides gewesen sei. Daher sei der Zahlungsauftrag vom 2.6.2014 am 16.6.2014 von

Gesetzes wegen außer Kraft getreten. Damit sei die belangte Behörde, als sie den Bescheid vom 29.12.2014 erlassen

habe, zur Entscheidung im Verfahren über die Vorstellung nicht mehr zuständig gewesen.

2. Mit dem nunmehr angefochtenen Bescheid schrieb die belangte Behörde der Beschwerdeführerin eine restliche

Pauschalgebühr von 1415,70 Euro zuzüglich der Einhebungsgebühr von 8 Euro, zusammen 1423,70 Euro, vor. Die

Begründung entspricht der Begründung des Bescheides vom 29.12.2014.

Dieser Bescheid wurde der Beschwerdeführerin am 7.11.2017 zu Handen ihres rechtsfreundlichen Vertreters

zugestellt.

3. Gegen diesen Bescheid richtet sich die vorliegende, fristgerechte Beschwerde vom 17.11.2017, in der ausgeführt

wird, die Punkte 2 und 3 des Vergleiches könnten nur im Zusammenhang mit seinem Punkt 1 gelesen werden, in dem

unmissverständlich und klar ausgedrückt werde, dass den Beklagten die weitere Nutzung bis zum 30.9.2014

eingeräumt werde. Die Beklagten hätten somit spätestens an diesem Tag die Wohnung geräumt zu übergeben gehabt.

In den Punkten 2 und 3 werde nur präzisiert, welches Entgelt die Beklagten für diese zeitlich begrenzte Nutzung zu

entrichten hätten. Es werde ihnen kein Recht über diesen Zeitpunkt hinaus eingeräumt. Die Beschwerdeführerin

beantragt, den angefochtenen Bescheid aufzuheben, in eventu ihn dahingehend abzuändern, dass die Gebühren auch

hinsichtlich der Punkte 2 und 3 des Vergleiches auf der Grundlage einer zeitlichen Beschränkung bis 30.9.2014

bemessen würden.
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Es sei erwähnt, dass auch der Inhalt der Beschwerde vom 6.2.2015 iW jenem der vorliegenden Beschwerde

entsprochen hat.

II. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:römisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:

1. Feststellungen (Sachverhalt):

Das Bundesverwaltungsgericht geht vom oben dargelegten Sachverhalt aus.

2. Beweiswürdigung:

Der Sachverhalt ergibt sich aus dem vorgelegten Verwaltungsakt und der Beschwerde.

3. Rechtliche Beurteilung:

3.1. Gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG erkennen die Verwaltungsgerichte über Beschwerden gegen den Bescheid einer

Verwaltungsbehörde wegen Rechtswidrigkeit. Gemäß Art. 131 Abs. 2 B-VG erkennt das Bundesverwaltungsgericht über

Beschwerden gemäß Art. 130 Abs. 1 B-VG in Rechtssachen in den Angelegenheiten der Vollziehung des Bundes, die

unmittelbar von Bundesbehörden besorgt werden. Dies ist bei Rechtssachen nach dem GGG der Fall, wie sich aus § 1 Z

1 und § 6 Abs. 1 GEG ergibt.3.1. Gemäß Artikel 130, Absatz eins, ZiIer eins, B-VG erkennen die Verwaltungsgerichte

über Beschwerden gegen den Bescheid einer Verwaltungsbehörde wegen Rechtswidrigkeit. Gemäß Artikel 131, Absatz

2, B-VG erkennt das Bundesverwaltungsgericht über Beschwerden gemäß Artikel 130, Absatz eins, B-VG in

Rechtssachen in den Angelegenheiten der Vollziehung des Bundes, die unmittelbar von Bundesbehörden besorgt

werden. Dies ist bei Rechtssachen nach dem GGG der Fall, wie sich aus Paragraph eins, ZiIer eins und Paragraph 6,

Absatz eins, GEG ergibt.

3.2. Gemäß § 1 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz, Art. 1 BG BGBl. I 33/2013 (in der Folge: VwGVG), idF BG BGBl. I

122/2013 ist das Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht durch das VwGVG geregelt. Gemäß § 58 Abs. 2 VwGVG

bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt seines Inkrafttretens bereits kundgemacht waren,

unberührt. Gemäß § 17 VwGVG sind, soweit im VwGVG nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren über

Beschwerden gemäß Art. 130 Abs. 1 B-VG – wie die vorliegende – das AVG mit Ausnahme seiner §§ 1 bis 5 und seines

IV. Teiles, die Bestimmungen weiterer, hier nicht relevanter Verfahrensgesetze und im Übrigen jene

verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemäß anzuwenden, welche die

Verwaltungsbehörde in jenem Verfahren angewandt hat oder anzuwenden gehabt hätte, das dem Verfahren vor dem

Verwaltungsgericht vorangegangen ist.3.2. Gemäß Paragraph eins, Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz, Artikel eins,

BG Bundesgesetzblatt Teil eins, 33 aus 2013, (in der Folge: VwGVG), in der Fassung BG Bundesgesetzblatt Teil eins, 122

aus 2013, ist das Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht durch das VwGVG geregelt. Gemäß Paragraph 58,

Absatz 2, VwGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt seines Inkrafttretens bereits

kundgemacht waren, unberührt. Gemäß Paragraph 17, VwGVG sind, soweit im VwGVG nicht anderes bestimmt ist, auf

das Verfahren über Beschwerden gemäß Artikel 130, Absatz eins, B-VG – wie die vorliegende – das AVG mit Ausnahme

seiner Paragraphen eins bis 5 und seines römisch vier. Teiles, die Bestimmungen weiterer, hier nicht relevanter

Verfahrensgesetze und im Übrigen jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen

sinngemäß anzuwenden, welche die Verwaltungsbehörde in jenem Verfahren angewandt hat oder anzuwenden

gehabt hätte, das dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangen ist.

Gemäß § 28 Abs. 2 VwGVG hat das Verwaltungsgericht – und somit auch das Bundesverwaltungsgericht – über

Beschwerden gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG in der Sache selbst zu entscheiden, wenn der maßgebliche Sachverhalt

feststeht oder seine Feststellung durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit

einer erheblichen Kostenersparnis verbunden ist. Liegen diese Voraussetzungen nicht vor, so hat das

Verwaltungsgericht gemäß § 28 Abs. 3 VwGVG in der Sache selbst zu entscheiden, wenn die Verwaltungsbehörde dem

nicht bei der Vorlage der Beschwerde "unter Bedachtnahme auf die wesentliche Vereinfachung oder Beschleunigung

des Verfahrens" widerspricht. Hat die Behörde notwendige Ermittlungen des Sachverhalts unterlassen, so kann das

Verwaltungsgericht den angefochtenen Bescheid mit Beschluss aufheben und die Angelegenheit zur Erlassung eines

neuen Bescheides an die Behörde zurückverweisen. Die Verwaltungsbehörde ist dabei an die rechtliche Beurteilung

gebunden, von der das Verwaltungsgericht bei seinem Beschluss ausgegangen ist.Gemäß Paragraph 28, Absatz 2,

VwGVG hat das Verwaltungsgericht – und somit auch das Bundesverwaltungsgericht – über Beschwerden gemäß

Artikel 130, Absatz eins, ZiIer eins, B-VG in der Sache selbst zu entscheiden, wenn der maßgebliche Sachverhalt
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feststeht oder seine Feststellung durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit

einer erheblichen Kostenersparnis verbunden ist. Liegen diese Voraussetzungen nicht vor, so hat das

Verwaltungsgericht gemäß Paragraph 28, Absatz 3, VwGVG in der Sache selbst zu entscheiden, wenn die

Verwaltungsbehörde dem nicht bei der Vorlage der Beschwerde "unter Bedachtnahme auf die wesentliche

Vereinfachung oder Beschleunigung des Verfahrens" widerspricht. Hat die Behörde notwendige Ermittlungen des

Sachverhalts unterlassen, so kann das Verwaltungsgericht den angefochtenen Bescheid mit Beschluss aufheben und

die Angelegenheit zur Erlassung eines neuen Bescheides an die Behörde zurückverweisen. Die Verwaltungsbehörde ist

dabei an die rechtliche Beurteilung gebunden, von der das Verwaltungsgericht bei seinem Beschluss ausgegangen ist.

Gemäß § 6 Bundesverwaltungsgerichtsgesetz BGBl I 10/2013 entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch

Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. Eine andere

als die Zuständigkeit des Einzelrichters ist für die vorliegende Rechtssache nicht vorgesehen, daher ist der Einzelrichter

zuständig.Gemäß Paragraph 6, Bundesverwaltungsgerichtsgesetz Bundesgesetzblatt Teil eins, 10 aus 2013,

entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die

Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. Eine andere als die Zuständigkeit des Einzelrichters ist für die vorliegende

Rechtssache nicht vorgesehen, daher ist der Einzelrichter zuständig.

Zu A)

1.1. TP 1 GGG lautet auszugsweise:

"I. Pauschalgebühren in zivilgerichtlichen Verfahren erster Instanz bei einem Wert des Streitgegenstandes ..."

TP 1 Z I GGG regelt die Höhe der Gebühren in Abhängigkeit vom Wert des Streitgegenstandes.TP 1 Z römisch eins GGG

regelt die Höhe der Gebühren in Abhängigkeit vom Wert des Streitgegenstandes.

1.2. § 14 GGG lautet:1.2. Paragraph 14, GGG lautet:

"Bemessungsgrundlage ist, soweit nicht im folgenden etwas anderes bestimmt wird, der Wert des Streitgegenstandes

nach den Bestimmungen der §§ 54 bis 60 JN.""Bemessungsgrundlage ist, soweit nicht im folgenden etwas anderes

bestimmt wird, der Wert des Streitgegenstandes nach den Bestimmungen der Paragraphen 54 bis 60 JN."

Die Bestimmung gilt in der Stammfassung.

§ 56 JN lautet:Paragraph 56, JN lautet:

"(1) Erbietet sich der Kläger an Stelle der angesprochenen Sache eine bestimmte Geldsumme anzunehmen oder stellt

er ein alternatives Begehren auf Zuerkennung einer Geldsumme, so ist die in der Klage angegebene Geldsumme für

die Beurtheilung der Zuständigkeit und für die Besetzung des Gerichtes (§ 7a) maßgebend."(1) Erbietet sich der Kläger

an Stelle der angesprochenen Sache eine bestimmte Geldsumme anzunehmen oder stellt er ein alternatives Begehren

auf Zuerkennung einer Geldsumme, so ist die in der Klage angegebene Geldsumme für die Beurtheilung der

Zuständigkeit und für die Besetzung des Gerichtes (Paragraph 7 a,) maßgebend.

(2) In allen anderen Fällen hat der Kläger den Wert eines nicht in einem Geldbetrag bestehenden

vermögensrechtlichen Streitgegenstandes in der Klage anzugeben. Dies gilt insbesondere auch in Ansehung von

Feststellungsklagen. Unterläßt der Kläger eine Bewertung in einer Klage, so gilt der Betrag von 5000 Euro als Streitwert.

(3) Bei der Bewertung des Streitgegenstandes sind die dem Kläger etwa obliegenden Gegenleistungen nicht in Abzug

zu bringen."

Diese Gestalt erhielt § 56 JN durch Art. 12 Z 2 Budgetbegleitgesetz 2009 BGBl. I 52.Diese Gestalt erhielt Paragraph 56,

JN durch Artikel 12, Ziffer 2, Budgetbegleitgesetz 2009 Bundesgesetzblatt römisch eins 52.

§ 58 Abs. 1 JN lautet:Paragraph 58, Absatz eins, JN lautet:

"Als Wert des Rechtes auf den Bezug von Zinsen, Renten, Früchten oder anderen wiederkehrenden Nutzungen und

Leistungen ist bei immerwährender Dauer das Zwanzigfache, bei unbestimmter oder auf Lebenszeit beschränkter

Dauer das Zehnfache, sofern es sich um Ansprüche auf Unterhalts- oder Versorgungsbeträge und auf Zahlung von

Renten wegen Körperbeschädigung oder Tötung eines Menschen handelt, das Dreifache der Jahresleistung, bei

bestimmter Dauer aber der Gesamtbetrag der künftigen Bezüge, jedoch in keinem Fall mehr als das Zwanzigfache der

Jahresleistung anzunehmen."
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Diese Gestalt erhielt § 58 Abs. 1 JN durch Art. II Z 26 der Zivilverfahrens-Novelle 1983 BGBl. 135.Diese Gestalt erhielt

Paragraph 58, Absatz eins, JN durch Artikel römisch zwei, ZiIer 26, der Zivilverfahrens-Novelle 1983 Bundesgesetzblatt

135.

1.3. § 16 GGG steht unter der Überschrift "Bewertung einzelner Streitigkeiten" und lautet auszugsweise:1.3. Paragraph

16, GGG steht unter der Überschrift "Bewertung einzelner Streitigkeiten" und lautet auszugsweise:

(1) Die Bemessungsgrundlage beträgt:

1. 750 Euro bei

a) [ ]

b) [ ]

c) Bestandstreitigkeiten, soweit nicht ein Geldbetrag – sei es in einem Leistungs- oder in einem sonstigen Begehren,

etwa einem Feststellungs- oder Unterlassungsbegehren – Gegenstand der Klage ist, sowie Streitigkeiten über

Räumungs- und Besitzstörungsklagen;

d) [ ]

2. [ ]

(2) [ ]"

Diese Gestalt erhielt § 16 GGG durch Art. 23 Z 6 Budgetbegleitgesetz 2011 BGBl. I 111/2010, der lautet: "In § 16 Abs. 1

werden in der Z 1 der Betrag von ‚733 Euro‘ durch den Betrag von ‚750 Euro‘ sowie in der Z 2 der Betrag von ‚2465

Euro‘ durch den Betrag von ‚2500 Euro‘ ersetzt." (Tatsächlich hatte der Gesetzestext die Beträge von 733 und von 2465

Euro nicht enthalten, sie waren vielmehr durch Art. I Z 1 der V über die Neufestsetzung von Gerichtsgebühren und

Bemessungsgrundlagen BGBl. II 188/2009 angeordnet worden, die am 1.7.2009 in Kraft getreten war.) Gemäß Art. VI Z

39 GGG idF Art. 23 Z 24 lit. b Budgetbegleitgesetz 2011 trat § 16 GGG idF des Art. 23 Z 6 Budgetbegleitgesetz 2011 mit

1.1.2011 in Kraft.Diese Gestalt erhielt Paragraph 16, GGG durch Artikel 23, ZiIer 6, Budgetbegleitgesetz 2011

Bundesgesetzblatt Teil eins, 111 aus 2010,, der lautet: "In Paragraph 16, Absatz eins, werden in der ZiIer eins, der

Betrag von ‚733 Euro‘ durch den Betrag von ‚750 Euro‘ sowie in der ZiIer 2, der Betrag von ‚2465 Euro‘ durch den

Betrag von ‚2500 Euro‘ ersetzt." (Tatsächlich hatte der Gesetzestext die Beträge von 733 und von 2465 Euro nicht

enthalten, sie waren vielmehr durch Artikel römisch eins, ZiIer eins, der römisch fünf über die Neufestsetzung von

Gerichtsgebühren und Bemessungsgrundlagen Bundesgesetzblatt Teil 2, 188 aus 2009, angeordnet worden, die am

1.7.2009 in Kraft getreten war.) Gemäß Artikel römisch sechs, ZiIer 39, GGG in der Fassung Artikel 23, ZiIer 24, Litera

b, Budgetbegleitgesetz 2011 trat Paragraph 16, GGG in der Fassung des Artikel 23, ZiIer 6, Budgetbegleitgesetz 2011

mit 1.1.2011 in Kraft.

1.4. § 18 GGG lautet:1.4. Paragraph 18, GGG lautet:

"(1) Die Bemessungsgrundlage bleibt für das ganze Verfahren gleich.

(2) Hievon treten folgende Ausnahmen ein:

1. [...]

2. Wird der Wert des Streitgegenstandes infolge einer Erweiterung des Klagebegehrens geändert oder ist Gegenstand

des Vergleiches eine Leistung, deren Wert das Klagebegehren übersteigt, so ist die Pauschalgebühr unter

Zugrundelegung des höheren Streitwertes zu berechnen; die bereits entrichtete Pauschalgebühr ist einzurechnen.

2a. Ist Gegenstand des Vergleichs eine RäumungsverpOichtung, die auch der Sicherung einer Forderung auf

wiederkehrende Leistungen dient (etwa wenn auf die Räumung verzichtet wird oder von dieser kein Gebrauch

gemacht werden soll, solange die LeistungsverpOichtung fristgerecht erfüllt wird), so ist in die Bemessungsgrundlage

des Vergleiches neben dem Streitwert für die Räumung auch der Streitwert für die wiederkehrenden Leistungen

einzurechnen.

3. [...]

4. [...]

(3) [...]"
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Diese Gestalt erhielt § 18 GGG durch Art. 23 Z 8 Budgetbegleitgesetz 2011, durch den in Abs. 2 die Z 2a eingefügt

wurde. Gemäß Art. VI Z 39 GGG idF des Art. 23 Z 24 lit. b Budgetbegleitgesetz 2011 trat § 18 Abs. 2 Z 2a GGG mit

1.1.2011 in Kraft. Er ist in dieser Fassung auf Vergleiche anzuwenden, die nach dem 31.12.2010 geschlossen werden. –

Der Rest des § 18 GGG gilt in der Stammfassung.Diese Gestalt erhielt Paragraph 18, GGG durch Artikel 23, ZiIer 8,

Budgetbegleitgesetz 2011, durch den in Absatz 2, die ZiIer 2 a, eingefügt wurde. Gemäß Artikel römisch sechs, ZiIer

39, GGG in der Fassung des Artikel 23, ZiIer 24, Litera b, Budgetbegleitgesetz 2011 trat Paragraph 18, Absatz 2, ZiIer 2

a, GGG mit 1.1.2011 in Kraft. Er ist in dieser Fassung auf Vergleiche anzuwenden, die nach dem 31.12.2010 geschlossen

werden. – Der Rest des Paragraph 18, GGG gilt in der Stammfassung.

2.1. Im angefochtenen Bescheid werden für die Vergleichspunkte 1 und 5 Bemessungsgrundlagen von 750 Euro gemäß

§ 16 Abs. 1 Z 1 lit. c GGG und von 5000 Euro gemäß § 14 GGG iVm § 56 Abs. 2 JN angenommen. Die Beschwerde tritt

dem nicht entgegen; die Bewertung entspricht auch in der Tat dem Gesetz. Zur Bewertung des Punktes 5 verweist das

Bundesverwaltungsgericht auf das Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes 15.3.2001, 2000/16/0015, in dem es

fallbezogen heißt:2.1. Im angefochtenen Bescheid werden für die Vergleichspunkte 1 und 5 Bemessungsgrundlagen

von 750 Euro gemäß Paragraph 16, Absatz eins, Ziffer eins, Litera c, GGG und von 5000 Euro gemäß Paragraph 14, GGG

in Verbindung mit Paragraph 56, Absatz 2, JN angenommen. Die Beschwerde tritt dem nicht entgegen; die Bewertung

entspricht auch in der Tat dem Gesetz. Zur Bewertung des Punktes 5 verweist das Bundesverwaltungsgericht auf das

Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes 15.3.2001, 2000/16/0015, in dem es fallbezogen heißt:

"Der Beklagte ist in dem Vergleich weiter verpOichtet, neben der Übernahme der Müllgebühren ab einem bestimmten

Zeitpunkt, die Strom- und Telefonkosten zu bezahlen und die beschwerdeführenden Parteien insoweit für die

Vergangenheit und Zukunft schad- und klaglos zu halten. In diesen neuen VerpOichtungen liegt eine Änderung des

Klagebegehrens, die nach § 18 Abs. 2 Z 2 GGG zu einer Neuberechnung der Gerichtsgebühr führen musste."Der

Beklagte ist in dem Vergleich weiter verpOichtet, neben der Übernahme der Müllgebühren ab einem bestimmten

Zeitpunkt, die Strom- und Telefonkosten zu bezahlen und die beschwerdeführenden Parteien insoweit für die

Vergangenheit und Zukunft schad- und klaglos zu halten. In diesen neuen VerpOichtungen liegt eine Änderung des

Klagebegehrens, die nach Paragraph 18, Absatz 2, ZiIer 2, GGG zu einer Neuberechnung der Gerichtsgebühr führen

musste.

Die Bewertung dieser in einem weiteren Vergleichspunkt enthaltenen Kosten ist gemäß der nach § 14 GGG

anzuwendenden Bestimmungen der §§ 54 bis 60 JN vorzunehmen. [...]Die Bewertung dieser in einem weiteren

Vergleichspunkt enthaltenen Kosten ist gemäß der nach Paragraph 14, GGG anzuwendenden Bestimmungen der

Paragraphen 54 bis 60 JN vorzunehmen. [...]

Müllgebühr, Strom- und Telefonkosten sind Betriebskosten und keine prozessuale Kosten im Sinn des § 54 Abs. 2 JN

[...]. [...]Müllgebühr, Strom- und Telefonkosten sind Betriebskosten und keine prozessuale Kosten im Sinn des

Paragraph 54, Absatz 2, JN [...]. [...]

Mangels Bewertung der in Rede stehenden Kosten im Vergleich konnte die belangte Behörde zu Recht den im § 56 Abs.

2 letzter Satz JN genannten Streitwert für die Berechnung der Bemessungsgrundlage der Pauschalgebühr heranziehen

[...]."Mangels Bewertung der in Rede stehenden Kosten im Vergleich konnte die belangte Behörde zu Recht den im

Paragraph 56, Absatz 2, letzter Satz JN genannten Streitwert für die Berechnung der Bemessungsgrundlage der

Pauschalgebühr heranziehen [...]."

Im vorliegenden Fall geht es um Nahwärmekosten und die "gesamten Gemeindeabgaben (Kanal, Wasser, Müllabfuhr,

)". Dafür kann freilich nichts anderes gelten als im referierten Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes für

"Müllgebühr, Strom- und Telefonkosten". Damit erledigt sich aber auch der Einwand, den die Beschwerdeführerin in

der Vorstellung (nicht in den Beschwerden) erhoben hat, dass nämlich Zahlungen an einen verfahrensunbeteiligten

Dritten nicht in die Bemessungsgrundlage einzubeziehen seien, denn der Verwaltungsgerichtshof nahm in der

erwähnten Entscheidung implizit den Standpunkt der hier belangten Behörde ein. Im Vergleichspunkt 5 geht es

oIenbar nicht in erster Linie darum, eine VerpOichtung gegenüber einem Dritten zu begründen, sondern darum, die

VerpOichtungen, die gegenüber Dritten einzugehen sind, zwischen den Vergleichsparteien aufzuteilen. Selbst wenn

man aber von einem Vertrag zugunsten Dritter ausginge, wäre damit für die Beschwerdeführerin nichts gewonnen, da

auch dann eine Gebühr anUele (vgl. VwGH 18.4.1997, 97/16/0074; 5.7.1999, 98/16/0355; vgl. auch – zu § 26 Abs. 3 Z 1

GGG – VwGH 19.5.2015, Ro 2014/16/0006).Im vorliegenden Fall geht es um Nahwärmekosten und die "gesamten
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Gemeindeabgaben (Kanal, Wasser, Müllabfuhr, )". Dafür kann freilich nichts anderes gelten als im referierten

Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes für "Müllgebühr, Strom- und Telefonkosten". Damit erledigt sich aber auch

der Einwand, den die Beschwerdeführerin in der Vorstellung (nicht in den Beschwerden) erhoben hat, dass nämlich

Zahlungen an einen verfahrensunbeteiligten Dritten nicht in die Bemessungsgrundlage einzubeziehen seien, denn der

Verwaltungsgerichtshof nahm in der erwähnten Entscheidung implizit den Standpunkt der hier belangten Behörde ein.

Im Vergleichspunkt 5 geht es oIenbar nicht in erster Linie darum, eine VerpOichtung gegenüber einem Dritten zu

begründen, sondern darum, die VerpOichtungen, die gegenüber Dritten einzugehen sind, zwischen den

Vergleichsparteien aufzuteilen. Selbst wenn man aber von einem Vertrag zugunsten Dritter ausginge, wäre damit für

die Beschwerdeführerin nichts gewonnen, da auch dann eine Gebühr anUele vergleiche VwGH 18.4.1997, 97/16/0074;

5.7.1999, 98/16/0355; vergleiche auch – zu Paragraph 26, Absatz 3, ZiIer eins, GGG – VwGH 19.5.2015, Ro

2014/16/0006).

2.2. Bei den Vergleichspunkten 2 und 3 geht die belangte Behörde von Bemessungsgrundlagen aus, die auf

monatlichen Beträgen von 350 bzw. 80 Euro beruhen. Diese Annahme begegnet keinen Bedenken. Weiters geht die

belangte Behörde oIenbar davon aus, dass in diesen Vergleichspunkten "wiederkehrende Leistungen" auf

unbeschränkte Dauer vereinbart worden sind. Mit den Argumenten, die schon in der Votstellung und in der

Beschwerde vom 6.2.2015 vorgebracht worden sind, setzt sie sich im Übrigen nicht einmal ansatzweise auseinander.

Betrachtet man die Vergleichspunkte 2 und 3 in Zusammenhalt mit dem Vergleichspunkt 1, so ergibt sich, dass der

monatliche Mietzins und der in Vergleichspunkt 3 genannte Betrag von 80 Euro je Monat nur für die Dauer der

weiteren Nutzung der Wohnung zu zahlen sind, die sich aus Vergleichspunkt 1 ergibt, nämlich für den Zeitraum vom

1.12.2013 bis zum 30.9.2014, sohin für zehn Monate. Es handelt sich daher zwar in der Tat um wiederkehrende

Leistungen, jedoch nicht um solche, die auf unbeschränkte Dauer vereinbart worden wären. § 18 Abs. 2 Z 2a GGG

kommt daher nicht zum Zug. Vielmehr ist gemäß § 58 Abs. 1 JN "der Gesamtbetrag der künftigen Bezüge"

heranzuziehen. Die Bemessungsgrundlage beträgt daher für Vergleichspunkt 2: 3500, für Vergleichspunkt 3: 800 Euro.

– Für den Einwand in der Vorstellung, die in Punkt 3 erwähnten Zahlungen seien an einen verfahrensunbeteiligten

Dritten zu leisten, gilt, was schon oben zu Punkt 5 gesagt worden ist.2.2. Bei den Vergleichspunkten 2 und 3 geht die

belangte Behörde von Bemessungsgrundlagen aus, die auf monatlichen Beträgen von 350 bzw. 80 Euro beruhen.

Diese Annahme begegnet keinen Bedenken. Weiters geht die belangte Behörde oIenbar davon aus, dass in diesen

Vergleichspunkten "wiederkehrende Leistungen" auf unbeschränkte Dauer vereinbart worden sind. Mit den

Argumenten, die schon in der Votstellung und in der Beschwerde vom 6.2.2015 vorgebracht worden sind, setzt sie sich

im Übrigen nicht einmal ansatzweise auseinander. Betrachtet man die Vergleichspunkte 2 und 3 in Zusammenhalt mit

dem Vergleichspunkt 1, so ergibt sich, dass der monatliche Mietzins und der in Vergleichspunkt 3 genannte Betrag von

80 Euro je Monat nur für die Dauer der weiteren Nutzung der Wohnung zu zahlen sind, die sich aus Vergleichspunkt 1

ergibt, nämlich für den Zeitraum vom 1.12.2013 bis zum 30.9.2014, sohin für zehn Monate. Es handelt sich daher zwar

in der Tat um wiederkehrende Leistungen, jedoch nicht um solche, die auf unbeschränkte Dauer vereinbart worden

wären. Paragraph 18, Absatz 2, ZiIer 2 a, GGG kommt daher nicht zum Zug. Vielmehr ist gemäß Paragraph 58, Absatz

eins, JN "der Gesamtbetrag der künftigen Bezüge" heranzuziehen. Die Bemessungsgrundlage beträgt daher für

Vergleichspunkt 2: 3500, für Vergleichspunkt 3: 800 Euro. – Für den Einwand in der Vorstellung, die in Punkt 3

erwähnten Zahlungen seien an einen verfahrensunbeteiligten Dritten zu leisten, gilt, was schon oben zu Punkt 5 gesagt

worden ist.

2.3. Die Summe der vier Bemessungsgrundlagen beträgt somit 10.050 Euro.

Der Tarif der TP 1 GGG – ungeachtet der Anmerkungen – wurde durch Art. 1 Z 19 lit. a der Euro-Gerichtsgebühren-

Novelle BGBl. 131/2001 neu gefasst. Gemäß TP 1 GGG idF des Art. 23 Z 11 lit. b Budgetbegleitgesetz 2011 beträgt die

Pauschalgebühr in zivilgerichtlichen Verfahren erster Instanz bei einem Wert des Streitgegenstandes über 7000 bis

35.000 Euro: 551 Euro.Der Tarif der TP 1 GGG – ungeachtet der Anmerkungen – wurde durch Artikel eins, ZiIer 19,

Litera a, der Euro-Gerichtsgebühren-Novelle Bundesgesetzblatt 131 aus 2001, neu gefasst. Gemäß TP 1 GGG in der

Fassung des Artikel 23, ZiIer 11, Litera b, Budgetbegleitgesetz 2011 beträgt die Pauschalgebühr in zivilgerichtlichen

Verfahren erster Instanz bei einem Wert des Streitgegenstandes über 7000 bis 35.000 Euro: 551 Euro.

Durch Verordnungen wurde der Betrag von 551 Euro angehoben ("geändert"), zuletzt – soweit für das Verfahren

relevant – durch Art. I Z 4 lit. a V BGBl. II 280/2013 auf 707 Euro. Diese Verordnung trat gemäß ihrem Art. II Abs. 1 am

1.10.2013 in Kraft und ist auf alle Schriften und Amtshandlungen anzuwenden, bezüglich derer der Anspruch auf die
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Gebühr nach dem 30.9.2013 begründet wird. (Die V BGBl. II 152/2017 ist im vorliegenden Verfahren ohne

Bedeutung.)Durch Verordnungen wurde der Betrag von 551 Euro angehoben ("geändert"), zuletzt – soweit für das

Verfahren relevant – durch Artikel römisch eins, ZiIer 4, Litera a, römisch fünf Bundesgesetzblatt Teil 2, 280 aus 2013,

auf 707 Euro. Diese Verordnung trat gemäß ihrem Artikel römisch zwei, Absatz eins, am 1.10.2013 in Kraft und ist auf

alle Schriften und Amtshandlungen anzuwenden, bezüglich derer der Anspruch auf die Gebühr nach dem 30.9.2013

begründet wird. (Die römisch fünf Bundesgesetzblatt Teil 2, 152 aus 2017, ist im vorliegenden Verfahren ohne

Bedeutung.)

Gemäß § 19a GGG erhöhen sich die ua. in TP 1 GGG angeführten Gebühren, wenn in einer Rechtssache mehrere

Personen gemeinsam gerichtlich in Anspruch genommen werden, um 10 vH, wenn zumindest auf einer Seite zwei

Streitgenossen (Antragsteller, Antragsgegner) vorhanden sind; Erhöhungsbeträge, die nicht auf volle 10 Cent lauten,

sind auf die nächsten vollen 10 Cent aufzurunden. Die Gebühr beträgt somit insgesamt 777,70 Euro. Nach den

Feststellungen im angefochtenen Bescheid, welche die Beschwerdeführerin bestätigt hat, wurden seinerzeit

Pauschalgebühren von 112,20 Euro eingezogen. Der noch oIene Betrag beträgt daher 665,50 Euro.Gemäß Paragraph

19 a, GGG erhöhen sich die ua. in TP 1 GGG angeführten Gebühren, wenn in einer Rechtssache mehrere Personen

gemeinsam gerichtlich in Anspruch genommen werden, um 10 vH, wenn zumindest auf einer Seite zwei Streitgenossen

(Antragsteller, Antragsgegner) vorhanden sind; Erhöhungsbeträge, die nicht auf volle 10 Cent lauten, sind auf die

nächsten vollen 10 Cent aufzurunden. Die Gebühr beträgt somit insgesamt 777,70 Euro. Nach den Feststellungen im

angefochtenen Bescheid, welche die Beschwerdeführerin bestätigt hat, wurden seinerzeit Pauschalgebühren von

112,20 Euro eingezogen. Der noch offene Betrag beträgt daher 665,50 Euro.

Die Vorschreibung des Mehrbetrags von 8 Euro im angefochtenen Bescheid stützt sich, da die Beschwerdeführerin nur

teilweise durchgedrungen ist, zu Recht auf § 6a Abs. 1 GEG.Die Vorschreibung des Mehrbetrags von 8 Euro im

angefochtenen Bescheid stützt sich, da die Beschwerdeführerin nur teilweise durchgedrungen ist, zu Recht auf

Paragraph 6 a, Absatz eins, GEG.

3. Es war daher spruchgemäß zu entscheiden.

Gemäß § 24 Abs. 1 VwGVG hat das Verwaltungsgericht hat auf Antrag oder, wenn es dies für erforderlich hält, von

Amts wegen eine öIentliche mündliche Verhandlung durchzuführen. Sie kann gemäß § 24 Abs. 4 VwGVG entfallen,

wenn die Akten erkennen lassen, dass die mündliche Erörterung eine weitere Klärung der Rechtssache nicht erwarten

lässt, und einem Entfall der Verhandlung weder Art. 6 Abs. 1 der Europäischen Konvention zum Schutze der

Menschenrechte und Grundfreiheiten (MRK) noch Art. 47 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union

entgegensteht.Gemäß Paragraph 24, Absatz eins, VwGVG hat das Verwaltungsgericht hat auf Antrag oder, wenn es

dies für erforderlich hält, von Amts wegen eine öIentliche mündliche Verhandlung durchzuführen. Sie kann gemäß

Paragraph 24, Absatz 4, VwGVG entfallen, wenn die Akten erkennen lassen, dass die mündliche Erörterung eine

weitere Klärung der Rechtssache nicht erwarten lässt, und einem Entfall der Verhandlung weder Artikel 6, Absatz eins,

der Europäischen Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten (MRK) noch Artikel 47, der

Charta der Grundrechte der Europäischen Union entgegensteht.

Eine mündliche Verhandlung konnte daher unterbleiben, da der Sachverhalt feststeht, eine weitere Klärung der

Rechtssache durch eine Verhandlung nicht zu erwarten ist und dem auch die oben genannten Vorschriften nicht

entgegenstehen.

Zu B) (Un)Zulässigkeit der Revision:

Gemäß § 25a Abs. 1 VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses

auszusprechen, ob die Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG zulässig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begründen.Gemäß

Paragraph 25 a, Absatz eins, VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses

auszusprechen, ob die Revision gemäß Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulässig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begründen.

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig, weil die Entscheidung nicht von der Lösung einer

Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenständliche Entscheidung von

der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist

die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen

keine sonstigen Hinweise auf eine grundsätzliche Bedeutung der zu lösenden Rechtsfrage vor. Das

Bundesverwaltungsgericht kann sich bei allen erheblichen Rechtsfragen auf eine ständige Rechtsprechung des
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Verwaltungsgerichtshofes bzw. auf eine ohnehin klare Rechtslage stützen.Die Revision ist gemäß Artikel 133, Absatz 4,

B-VG nicht zulässig, weil die Entscheidung nicht von der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche

Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenständliche Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des

Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des

Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine

grundsätzliche Bedeutung der zu lösenden Rechtsfrage vor. Das Bundesverwaltungsgericht kann sich bei allen

erheblichen Rechtsfragen auf eine ständige Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes bzw. auf eine ohnehin klare

Rechtslage stützen.
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